Privatrecht

1. Allgemeines

Zur Unterscheidung öffentliches / Privatrecht siehe oben Seite 6 und 7. 

2. Rechtsquellen

Zentrale Rechtsquelle des Privatrechtes ist das ALLGEMEINE BÜRGERLICHE GESETZBUCH.

Es wurde von Maria Theresia im 18.Jahrhundert in Auftrag gegeben. Es dauerte ca. 30 Jahre, bis es fertig wurde und beinhaltet rund 1500 Paragraphen. 1812 trat es in Kraft.

Seither wurde es vielfach geändert, zum Teil ganze Kapitel zur Gänze für ungültig erklärt und durch neue, neben dem ABGB existierende Gesetze ersetzt. (z.B.: Ehegesetz, Angestelltengesetz, ...)

Das ABGB gliedert sich in verschiedene Sachkapitel:

1.Personenrecht:
Wer ist Person im rechtlichen Sinne und welche rechtliche Möglichkeiten sind mit dieser sogenannten „Rechtspersönlichkeit" verbunden.

2.Sachenrecht:
Rechtsfragen um Besitz und Eigentum.

3.Familienrecht:
Rechtsverhältnissse zwischen Eheleuten inklusive Scheidungsfragen und zwischen Eltern und Kindern.

4.Erbrecht:

Wer erbt bei einem Todesfall.

5.Schuldrecht:
Wer schuldet wem was und warum.

3 . Schuldrecht

3.1. Allgemeines

Im Zentrum des Schuldrechtes stehen die Schuldverhälnisse, das sind Rechtsverhältnisse, in denen jemand einem anderen eine in Geld messbare Leistung schuldet.

Begründung von Schuldverhältnissen:

1. Durch Rechtsgeschäft: RG ist eine Verfügung einer Person, die rechtliche Wirkungen zur Folge hat. Die rechtliche Verfügung wird als Willenserklärung bezeichnet. Man unterscheidet zwischen einseitigen Rechtsgeschäften (z. B. die sogenannte Auslobung , das ist z.B. die Aussetzung eines Finderlohns, Zusicherung eines Gewinnes, Ergreiferprämie für Straftäter) und zweiseitigen Rechtsgeschäften (Verträgen).

2. Durch rechtswidrige Handlung (Schadenszufügung)

3.2. Vertragsrecht

3.2.1.Zustandekommen von Verträgen

Verträge entstehen durch Willenserklärungen .

Arten von Willenserklärungen:

ausdrücklich: 
mündlich; schriftlich; durch Zeichen (z. B.: Kopfnicken, Handschlag)

schlüssige: 
Wenn der Wille der Vertragspartner aus einer bestimmten Verhalten abzuleiten ist.

Beispiel: Der OGH (Oberste Gerichtshof) entschied in einem arbeitsrechtlichen Prozeß, in dem es um den schlüssigen Abschluss einer Arbeitsvertrages ging, folgendes: Wenn ein Arbeitsvertrag auf eine bestimmte Zeitdauer abgeschlossen wurde und nach dem Ablauf des Vertrages erscheint der Arbeitnehmer weiter zur Arbeit und wird auch beschäftigt, so ist dies als schlüssiger Abschluss eines unbefristeten Arbeitsvertrages mit Inhalt des vorangegangenen befristeten Vertrages zu werten.

Laut ABGB muss die als Willenserklärung gewertete Handlung so eindeutig sein, dass kein vernünftiger Grund, am Vertragsabschlusswillen zu zweifeln, übrig bleibt!

Stillschweigen als Willenserklärung: Gilt grundsätzlich nicht als Willenserklärung. Es gibt allerdings einige gesetzliche Ausnahmen, so z.B. bei einem dauernden Geschäftsverhältnis zwischen Kaufleuten: Wenn in einem solchen Fall der eine Kaufmann dem anderen unaufgefordert Waren mit dem Hinweis zuschickt, das sie als gekauft gelten, wenn nicht innerhalb bestimmter Frist Einspruch erhoben bzw. die Ware zurückgeschickt wird, dann gilt das Untätigbleiben des Geschäftspartners als Zustimmung!

3.2.2. Gültigkeitsvoraussetzungen für Verträge

a. Geschäftsfähigkeit der Vertragspartner

Sie ist abhängig vom Alter, die vollständige Geschäftsfähigkeit wird mit dem 18. Lebensjahr erreicht, kann aber im Falle von eingeschränkter Zurechnungsfähigkeit vom Gericht eingeschränkt oder gänzlich aberkannt werden. Es wird dann dem Betroffene ein sog. Sachwalter zur Seite gestellt, der oder die für die betroffene Person Rechtsgeschäfte abschließt. Bis zur vollen Geschäftsfähigkeit gibt es altersmäßige Abstufungen im Umfang der Geschäftsfähigkeit:

0-7 (Kinder):Sind vollkommen geschäftsunfähig mit Ausnahme des Kaufes von altersentsprechenden Kleinigkeiten (z.B: Süßigkeiten, billiges Spielzeug,...)

7-14 (unmündige Minderjährige): Sind weitgehend geschäftsunfähig. Ausnahme: Kauf altersentsprechende Kleinigkeiten und Annahme von Schenkungen. (Kinder sind nicht einmal dazu rechtlich imstande!)

14-18 (mündige Minderjährige): Sie sind weitgehend geschäftsfähig, das heißt sie können über eigenes Geld und über Sachen, die ihnen zur freien Verfügung geschenkt wurden, frei verfügen. Sie dürfen allerdings keine Geschäfte abschließen, die existenzgefährdend für sie wären. Verträge die laufende Zahlungen nach sich ziehen (Ratenkäufe, Mietverträge) sind existenzgefährdend, wenn der Jugendliche über kein Einkommen verfügt oder über ein so niedriges, dass nach Abzug der monatlichen Zahlungen keine für den Lebensunterhalt ausreichende Summe überbleibt. Mit Zustimmung der Gesetzlichen Vertreter kann allerdings auch ein solches Rechtsgeschäft abgeschlossen werden.

Sie können Arbeitsverträge selbstständig abschließen (nach Erfüllung der Schulpflicht). Bei Lehr- und Ausbildungsverträge müssen auch die Eltern (od. Erziehungsberechtigten) zustimmen. Abgeschlossene Arbeitsverträge können von den Erziehungsberechtigten allerdings aus „wichtigen Gründen' wieder aufgehoben werden. (z.B.: gesundheitliche Bedenken, sittliche oder moralische Gründe, Fortsetzung einer Schulausbildung)

b. Übereinstimmende Willenserklärung - frei von List, Zwang oder Irrtum

Verträge, die durch unmittelbaren Zwang oder durch Betrug herbeigeführt wurden, sind absolut nichtig. Betrug und Zwang müssen allerdings in einem allfälligen Gerichtsverfahren bewiesen werden können. Kommt ein Vertrag aufgrund eines Irrtums eines Vertragspartner zustande, so kann er unter Umständen nachträglich angefochten werden.

Voraussetzungen für eine Irrtumsanfechtung:

-  wesentlicher Irrtum: Grundvoraussetzung für eine Irrtumsanfechtung ist das Vorliegen eines wesentlichen Irrtums, das ist ein Irrtum:

· über eine Hauptsache des Rechtsgeschäfts (z.B.: im Kaufvertrag ausdrücklich festgelegte oder normalerweise vorhandene Eigenschaften der Ware oder der Preis einer Ware)

· über die Person des Vertragspartners (z.B. von mehreren gleichnamigen Firmen Kostenvoranschläge und dann Bestellung bei der falschen Firma)

-  eine von 3 weiteren Anfechtungsvoraussetzungen:

· Irrtum wurde vom anderen veranlasst (Autoverkäufer präsentiert einen Wagen als „90-PS-Version', es ist aber in Wahrheit das Modell mit 75 PS)

· Irrtum wurde rechtzeitig aufgeklärt:

Rechtzeitig ist Aufklärung dann, wenn der Vertragspartner noch keine Maßnahmen im Vertrauen auf den Vertragsabschluss gesetzt hat.

· Irrtum hätte dem anderen offenbar auffallen müssen (wenn sich z.B. bei einem mündlichen Vertragsabschluss der Verkäufer bei Nennung des Preises verspricht und nur ein Zehntel der gewünschten Summe verlangt.

-  Sonderfall: Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte des wahren Wertes". Wenn eine Ware oder Leistung nicht einmal die Hälfte des Preises wert ist, kann auch ohne Vorliegen einer der drei oben genannten Voraussetzungen angefochten werden.

Ausschluss der Anfechtung

Unter Privatleuten kann die Anfechtungsmöglichkeit wegen Irrtums bzw. wegen Verkürzung über die Hälfte durch eine entsprechende Vertragsklausel ausgeschlossen werden. Nicht möglich bei Konsumentengeschäften (also zwischen Kaufmann und privatem Kunden).

c. Einhaltung allfälliger Formvorschriften

Grundsätzlich sind Verträge an keine bestimmte Form gebunden, nur in einigen Fällen gibt es besondere Formvorschriften, so ist z.B. ein Vertragsabschluss beim Notar in Form eines Notariatsaktes vorgeschrieben für folgende Fälle:

· Kauf-, Tausch- und Darlehensverträge zwischen Eheleuten

· Schenkungsverträge ohne gleichzeitige Übergabe der geschenkten Sache

d. Möglichkeit und Erlaubtheit des Vertragsinhaltes

Wird im Vertrag etwas tatsächlich oder rechtlich Unmögliches vereinbart, so wird der Vertrag dadurch anfechtbar. Rechtlich unmöglich ist in Österreich z.B. die Begründung von Stockwerkseigentum in Gebäuden.

Ebenfalls anfechtbar wird der Vertrag, wenn sein Inhalt gegen ein gesetzliches Verbot verstößt.

Gesetzliche Verbote können straf rechtlich oder zivilrechtlich sein. Strafgesetzliche Verbote sind neben dem Strafgesetzbuch auch z.B. im Suchtmittelgesetz verankert. Verträge, die Verpflichtungen zu gewissen strafbaren Handlungen beinhalten sind sogar absolut nichtig!

Zum Teil gibt es aber auch Verbote in privatrechtlichen Vorschriften, wie z.B. das Verbot wucherischer Verträge und das Verbot des Abschlusses sittenwidriger Vertrage.

Näheres zur Anfechtung wegen Sittenwidrigkeit

Definition: Sittenwidrig ist, was anständig und gerecht denkende Menschen als ungehörig ansehen und ablehnen! ( ABGB.

In der Praxis gibt es keine Norm für diesen „idealen" Menschen, es kommt daher letztlich darauf an, was die Gerichte als sittenwidrig ansehen. Hier wiederum spielt die Rechtssprechung des obersten Gerichtshofes die zentrale Rolle. Bei der Beurteilung von Fällen wird daher auf diese immer wieder zurückgegriffen.

Zu Entscheidungen über die Anfechtung von Verträgen wegen sittenwidriger Entscheidungen kommt es gar nicht selten, meist geht es dabei um Geschäfts- und Handelssitten, ganz selten auch um Angelegenheiten der privaten Lebensführung und des Intimbereiches.

Beispiele. 1. In der Praxis wurden immer wieder Regelungen in sogenannten „Allgemeinen Vertragsbedingungen' (AGB) bekämpft. In AGB stand z.B. eine Klausel, wonach die Firma für keinerlei Schäden an ihr zur Bearbeitung übergebenen Sachen der Kunden hafte. OGH erklärte diese Klausel insoweit für sittenwidrig, als damit auch ein Haftungsausschluss für grob fahrlässig, ja sogar vorsätzlich angerichtete Schäden verbunden war. Demnach wäre also nur ein Haftungsausschluss für leichte Fahrlässigkeit nicht sittenwidrig.

2. Laut OGH sind auch Abmachungen in sogenannten

Abfindungsvergleichen nach Verkehrsunfällen sittenwidrig, wenn damit auch Schadenersatzansprüche ausgeschossen werden, die zunächst nicht vorhersehbare Unfallfolgen von außergewöhnlichem Umfang betreffen. Wird also von einer Versicherung ein Vergleich mit einem geschädigten Unfallopfer abgeschossen, wonach dieses über die bereits bezahlten Summen hinausgehend keinerlei weitere Ansprüche hat, so kann das Opfer den Vergleich wegen Sittenwidrigkeit anfechten, wenn später noch Unfallfolgen von außergewöhnlichem Umfang auftreten, die zunächst nicht vorhersehbar waren.

3. Sittenwidrig ist weiters die Bestimmung in AGB, wonach bei Rücktritt des Vertragspartners vom Vertrag eine Stornogebühr zu entrichten ist, wenn dabei nicht gleichzeitig eine Ausnahme hinsichtlich des gerechtfertigten Rücktrittes wegen Verzuges gemacht wird.

3.2.3 . Erfüllung von Verträgen 

3.2.3.1. Erfüllungsort

Kann grundsätzlich frei vereinbart werden. Ist nichts vereinbart, so ist Erfüllungsort der Wohnsitz/Firmensitz des Schuldners (sogenannte Holschuld).

Bringschuld: 
Wenn die zu leistende Sache dem Gläubiger zu überbringen / liefern ist.

Schickschuld: 
Wenn der Schuldner verpflichtet ist, dem Gläubiger die Ware zu übersenden. Geldschulden sind grundsätzlich Schickschulden. Bei der Schickschuld hat der Schuldner seine Verpflichtung erfüllt, wenn er die Sache ordnungsgemäß abgesendet hat. Langt sie beim Gläubiger nicht ein, so muss die Leistung nicht noch einmal erbracht werden! Der Gläubiger muss sich in einem solchen Fall mit dem Transporteur auseinandersetzen (und nicht der Schuldner). Ausnahme allerdings bei Geldschulden: Hier muss nochmals bezahlt werden!

3.2.3.2. Erfüllungszeit

Kann frei vereinbart werden, Erfüllungszeitpunkt muss aber so bemessen sein, dass Erfüllungsfrist die Erfüllung auch tatsächlich möglich macht. Ist kein Erfüllungszeitpunkt vereinbart, so ist grundsätzlich der Vertrag vom Vertragspartner fällig zu stellen, das heißt, dass dieser die Erfüllung zu einem bestimmten Zeitpunkt verlangen kann. Auch hier muss jedoch eine ausreichende Erfüllungszeit zur Verfügung gestellt werden. Überschreitet ein Vertragspartner den Erfüllungszeitpunkt, so tritt sogenannter Verzug ein, woran sich die gesetzlich vorgesehenen Verzugsfolgen knüpfen (bei Geldschulden Verzugszinsen, sonst Schadenersatz, wenn durch den Verzug ein Vermögensschaden entstanden ist).

Der Vertragspartner kann bei Verzug weiter auf der Leistung bestehen, und diese einmahnen (wofür auch Mahnspesen im Ausmaß der Mahnkosten verrechnet werden können). Mahnungen sind vom Gesetz nicht vorgeschrieben, man könnte auch gleich bei Gericht auf Leistung klagen!

Schadenersatz: Entsteht durch den Verzug eines Vertragspartners beim anderen ein Schaden, so kann dieser gegen den säumigen Vertragspartner geltend gemacht werden. Man wird in einem solchen Fall zunächst eine außergerichtliche Forderung stellen (mit Fälligkeitszeitpunkt!) und erst bei Nichterfüllung der Forderung bei Gericht klagen. In Rechnung gestellt können dabei nur tatsächlich entstandene Vermögensschäden werden! Bloße Unannehmlichkeiten durch den Verzug können nicht in Rechnung gestellt werden (Ausnahme Urlaubsreisen ( verminderte Urlaubsqualität). Bei der Bemessung von Vermögensschäden ist auf Angemessenheit zu achten. (z.b.: Wenn wegen nicht rechtzeitig gelieferter Einrichtungsgegenstände eine Wohnung nicht bezogen werden kann, so kann man unter Umständen eine möblierte Ersatzwohnung mieten, allerdings nur in vergleichbarer Qualität!)

Weitere Möglichkeit bei Verzug ist der Rücktritt vom Vertrag. In einem solchen Fall muss man allerdings dem Vertragspartner noch einmal eine angemessene Frist setzen und für den Fall der Nichteinhaltung der Frist den Rücktritt erklären. Wichtig: Nachfristsetzung und Rücktrittserklärung müssen in einem erfolgen, am besten schriftlich und mit Zustellungsnachweis (eingeschrieben per Post od. per Fax mit Empfangsbestätigung)

Fixgeschäft: Ein Vertrag kann auch so abgeschlossen werden, dass er mit Nichteinhaltung des Liefer / Leistungstermins automatisch aufgelöst wird, es braucht dann nicht mehr zurückgetreten werden!
Bei manchen Geschäften ergibt sich der Charakter „Fixgeschäft“ aus der Natur des Geschäftes (z.b.:Bestellung einer Band für eine Veranstaltung) Abgesehen von der automatischen Vertragsauflösung stehen natürlich auch Schadensersatzansprüche zu

3.2.3.3. Gewährleistung

a. Begriff

Gewährleistung ist die Haftung des Verkäufers (Händler oder Privatperson) einer Sache dafür, dass sich diese im Zeitpunkt der Übergabe in tadellosem bzw. vertragsgemäßem Zustand befindet. Gewährleistungsansprüche können also nur bei entgeltlichen Geschäften geltend gemacht werden! Probleme können sich in der Praxis daraus ergeben, dass der Mangel bereits im Zeitpunkt der Übergabe vorhanden gewesen sein muss, aber nicht sichtbar gewesen sein darf!! Für offenkundige Mängel schließt das Gesetz die Gewährleistung nämlich sogar ausdrücklich aus! Als offenkundig gilt ein Mangel nach der Rechtsprechung dann, wenn er bei normaler Sorgfalt leicht erkennbar ist. Bei Unternehmen und Liegenschaften gelten auch Mängel als offenkundig, die durch Einsichtnahme in das Firmenbuch bzw. das Grundbuch aufgeklärt werden können. Die Beweisführung darüber, ob ein Mangel bereits im Zeitpunkt der Übergabe vorhanden war, ist häufig nur über Sachverständige möglich, was natürlich das Prozesskostenrisiko enorm erhöht.

Eine maßgebliche Verbesserung für die Konsumenten ergibt sich' aus einer mittlerweile in das österreichische Recht integrierten EU-Richtlinie. Auf Grund dieser kam es zu einer Umkehr der Beweislast.. In den ersten sechs Monaten nach der Übergabe der Sache oder Leistung muss - anders als bisher- nicht mehr der Käufer beweisen, dass der Mangel im Zeitpunkt der Übergabe bereits vorhanden war, sondern der Verkäufer muss beweisen, dass der Mangel nicht vorhanden war.

Vor dem Hintergrund des soeben Gesagten kann übrigens der Unterschied zwischen Gewährleistung und Garantie schön herausgearbeitet werden. Bei der Garantie macht der Hersteller einer Ware (in seltenen Fällen ein Händler - etwa manchmal bei Gebrauchtfahrzeugen) die Zusage, dass er die Mängel, die innerhalb der Garantiefrist auftreten, kostenlos beheben wird. Der Mangel muss also im Zeitpunkt der Übergabe noch nicht vorhanden gewesen sein!

b. Arten von Mängeln

Rechtsmängel: Wenn der Verkäufer dem Käufer nicht die rechtliche Position verschafft, die er ihm aufgrund des Vertrages verschaffen müsste. Dies ist z.B. der Fall, wenn der (private) Verkäufer einer Ware gar nicht ihr Eigentümer ist. Dann nämlich kann auch der Käufer nicht Eigentümer werden (außer der Verkäufer war „Vertrauensmann' des Eigentümers, also z.B. Verwahrer, Mieter etc.). Ein anderes Beispiel wäre etwa die fehlende Betriebsanlagenbewilligung bei einem Unternehmen.

Sachmängel: Wenn eine Sache nicht die im Vertrag vereinbarten oder die im Geschäftsverkehr vorausgesetzten Eigenschaften nicht aufweist.

wesentliche/unwesentliche Mängel: Ein Mangel gilt als wesentlich, wenn dadurch der ordentliche Gebrauch einer Sache oder eines Rechtes unmöglich gemacht oder zumindest wesentlich erschwert wird. Ordentlicher Gebrauch ist der vertraglich vereinbarte Gebrauch, mangels besonderer Vereinbarung die im Geschäftsverkehr normalerweise vorausgesetzte Brauchbarkeit. z.B.: Großer Unterschied zwischen angegebenem und tatsächlichem Kilometerstand bei einem Gebrauchtfahrzeug; Benzinverbrauch 20l statt wie angegeben 12l; Eingangstüre eines Hauses nicht abschließbar; Möbelstück an deutlich sichtbarer Stelle zerkratzt;

behebbbare/unbehebbare Mängel: Unbehebbarkeit liegt vor, wenn ein Mangel schon rein technisch nicht behebbar ist. Darüberhinaus gilt der Mangel jedoch auch als unbehebbar, wenn er nur mit unverhältnismäßig hohem finanziellen Aufwand beseitigt werden könnte; ebenso, wenn er zunächst behebbar erscheint, dann jedoch trotz mehrerer Reparaturversuche nicht beseitigt werden kann (so entschied der OGH z.B. bei einem Mangel an einem KFZ nach drei erfolglosen Reparaturversuchen auf Unbehebbarkeit). Weiters gilt ein Mangel als unbehebbar, wenn er nicht in absehbarer Zeit behoben werden kann. Bei irreparablen Mängeln an einer vertretbaren Sache (z.B. Serienprodukt) ist dennoch Behebbarkeit gegeben, wenn die Sache gegen eine mangelfreie ausgetauscht werden kann.

c. Rechtsfolgen der Gewährleistung

Bei wesentlichen und unbehebbaren Mängeln steht ausschließlich die sogenannte „Wandlung" zur Verfügung, das ist die Rückabwicklung des Geschäftes (Ware zurück, Geld zurück). Der Käufer hat dabei Anspruch auf Rückgabe des Kaufpreises und muss keine Gutschrift akzeptieren!

Bei unwesentlichen unbehebbaren Mängeln kommt nur Preisminderung in Betracht.

Bei behebbaren Mängeln - egal ob wesentlich oder unwesentlich - kann zwischen Reparatur bzw. Nachtrag des Fehlenden und der Preisminderung gewählt werden. Die Wahl steht dem Käufer zu, sofern nicht im Vertrag anderes vereinbart wurde.

e. Ausschluss der Gewährleistung

Für offene Mängel ist die Gewährleistung - wie schon eingangs erwähnt - von Gesetzes wegen ausgeschlossen. Dies gilt allerdings nicht, wenn der Veräußerer die fehlende Eigenschaft ausdrücklich zugesichert oder arglistig verschwiegen hat. Bei nicht offenkundigen Mängeln ist die Gewährleistung automatisch dann ausgeschlossen, wenn der Erwerber vom Mangel wusste!

Für den Fall eines geheimen Mangels können die Vertragspartner vereinbaren, dass die Gewährleistung ausgeschlossen wird. Dies gilt allerdings nur für Verträge unter Privatleuten!

Formulierungsbeispiele: 
Der Verkauf erfolgt ohne Gewähr.

Gewährleistungsansprüche werden ausgeschlossen.

Der Erwerber kauft die Sache, wie sie liegt und steht.

Keinen Gewährleistungsausschluss bedeutet die Formulierung „wie besichtigt und probegefahren" in Kaufverträgen über Fahrzeuge! Laut Interpretation des OGH besagt sie vielmehr nur, dass auf die Geltendmachung erkennbarer Mängel verzichtet wird.

Bei Verträgen zwischen Geschäftsleuten und Verbrauchern (sogen. Verbrauchergeschäfte nach Konsumentenschutzgesetz) kann die Gewährleistung nicht ausgeschlossen werden, wohl aber vertraglich modifiziert.

So kann sich ein Händler vorbehalten, dass er sich bei behebbaren Mängeln vom Preisminderungsanspruch durch Reparatur oder Nachtrag des Fehlenden befreien kann.

Ebenso kann er sich vorbehalten, dass er bei wesentlichen unbehebbaren Mängeln nicht die Wandlung hinnehmen muss, sondern die mangelhafte Sache gegen eine mangelfreie austauschen kann.

d. Geltendmachung der Gewährleistung

Stellt der Käufer einen Mangel an der gekauften Sache oder Dienstleistung (z.B. Reparatur) fest, so sollte er diesen umgehend dem Verkäufer melden (sog. Mängelrüge). Die vorläufige Benützung der mangelhaften Sache ohne Mängelrüge könnte sonst unter Umständen als Gewährleistungsverzicht gewertet werden (schlüssige Willenserklärung). Die Mängelrüge sollte nachweisbar erfolgen (z.B. schriftlich und eingeschrieben per Post oder per Fax mit Empfangsbestätigung).

Bereits bei der Mängelrüge kann man gegenüber dem Verkäufer erklären, welche Gewährleistungsfolge man wünscht. Auf jeden Fall sollte man einen Zeitpunkt vereinbaren, bis zu dem der Mangel beseitigt bzw. der Preisminderungsbetrag überwiesen sein muss. Es könnte nämlich sein, dass der Verkäufer sich zwar mit der Gewährleistungsforderung einverstanden erklärt, dann jedoch untätig bleibt. Zögert er die Erledigung über die Gewährleistungsfrist hinaus, so könnte man seinen Anspruch nicht mehr durchsetzen! Man lässt sich daher das Mangelanerkenntnis und die Gewährleistungsbereitschaft am besten schriftlich geben. Weigert sich der Verkäufer oder verzögert er die Erfüllung seiner Verpflichtungen, so muss man zur Wahrung seiner Rechte noch vor Ablauf der Gewährleistungsfrist die Klage bei Gericht einbringen.

Die Gewährleistungsfrist beträgt für bewegliche Sachen zwei Jahre. Bei Gebrauchtfahrzeugen kann sie allerdings vertraglich auf ein Jahr verkürzt werden (auch bei Verbrauchergeschäften). Eine derartige Verkürzung muß mit jedem Vertragspartner ausdrücklich und einzeln vereinbart werden und darf nicht etwa in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) verankert sein. Für unbewegliche Sachen beträgt die Gewährleistungsfrist drei Jahre!

3.3. Produkthaftung

Während es bei der Gewährleistung um die Haftung des Verkäufers für die Tadellosigkeit des verkauften Produktes oder der verkauften Dienstleistung geht, bezieht sich die Produkthaftung auf Folgeschäden, die aus der Mangelhaftigkeit eines Produktes resultieren. Bricht etwa die Gabel eines Mountainbikes infolge eines Materialfehlers und der Fahrer verletzt sich, so beziehen sich allfällige Gewährleistungsansprüche auf die Reparatur des Fahrrades, die Heilungskostenansprüche und Schmerzengeldansprüche fallen unter die Produkthaftung.

Von der Rechtssystematik her ist die Produkthaftung dem Schadenersatzrecht zuzuordnen. Während im Allgemeinen Schadenersatzrecht allerdings ein Verschulden Voraussetzung für die Ersatzpflicht des Schädigers ist, sieht das Produkthaftungsrecht eine verschuldensunabhängige Haftung vor! Als klassisches Beispiel für den maßgeblichen Unterschied wird immer wieder folgendes angeführt: Kurze Zeit nach Kauf eines Neuwagens kommt es auf der Autobahn zu einem Reifenplatzer und in der Folge zu einem schweren Unfall, bei dem der Fahrzeugeigentümer und die Insassen eines anderen Fahrzeuges schwer verletzt werden. Außerdem sind die beteiligten Fahrzeuge nur noch Schrott! Ein später in Auftrag gegebenes Sachverständigengutachten ergibt, dass offenbar der Reifen fehlerhaft war. Vor dem Inkrafttreten des Produkthaftungsgesetzes im Jahr 1988 hätte es für eine Haftung des Reifenherstellers für die Unfallfolgen eines Nachweises bedurft, dass bei der Produktion des Reifens fahrlässig vorgegangen wurde. Ein solcher Nachweis war wohl kaum zu führen. Damit waren auch Schadenersatzansprüche gegenstandslos. Man bekam bestenfalls einen neuen Reifen aus dem Titel der Gewährleistung!

Nunmehr kann der Versicherer des unfallverursachenden Fahrzeuges die gegenüber den zweitbeteiligten Unfallopfern ausbezahlten Schadenersatzleistungen im Regressweg vom Reifenhersteller einfordern und auch der Erstbeteiligte kann Schadenersatzansprüche (Ersatz des Neuwagens, Schmerzengeld usw.) stellen.

a. Haftpflichtige Personen

Primär haftpflichtig ist der Hersteller eines Produktes, das ist in der Regel ein Unternehmen (natürliche oder juristische Person). Der Anspruch richtet sich gegen den Unternehmer, der das Endprodukt erzeugt hat, bzw. denjenigen, der als Hersteller auftritt, indem er seinen Namen oder seine Marke auf dem Produkt anbringt.

Bei importierten Produkten kann man sich auch an den Importeur halten, der das ausländische Produkt in den Europäischen Wirtschaftsraum eingeführt und hier in Verkehr gebracht hat. Wurde das Produkt aus einem EU-Land nach Österreich importiert, so gilt es nicht als importiert im Sinne des Produkthaftungsgesetzes und man muss den Hersteller im Land des Firmensitzes klagen! Können Hersteller oder Importeur nicht festgestellt werden, so haftet der Händler. Dieser kann sich jedoch durch Bekanntgabe des Herstellers oder des Importeurs von der Haftung befreien.

b. Haftungsrelevante Schäden

Gehaftet wird für Folgeschäden, die aus der Mangelhaftigkeit eines Produktes (nicht einer Dienstleistung) entstehen. Dabei gilt z.B. Computersoftware als Produkt, nicht jedoch eine Reparatur an einem KFZ ! In Betracht kommen dabei alle Produkte, die von einem Unternehmer einer anderen Person oder einem Unternehmen gegen Entgelt übergeben wurden - z.B. aufgrund eines Kauf-, Werk-, Miet- oder Leasingvertrages. Ausdrücklich wird vom Gesetz Energie als Produkt einbezogen, ausgeschlossen sind hingegen land- und forstwirtschaftliche Produkte und Wild, solange sie nicht einer ersten Verarbeitung unterzogen wurden (z.B. Mehl, Wurst , Holzmöbel).

c. Arten von Fehlern

Für Produkthaftungsansprüche relevant sind nur Fehler, die das Produkt gefährlich machen. Dies ist dann der Fall, wenn es durch den Fehler nicht mehr den allgemein erwarteten Sicherheitsanforderungen entspricht. Man unterscheidet Konstruktionsfehler, Produktionsfehler und Instruktionsfehler (wenn die Gebrauchsanleitung unzureichend ist! Spielt z.B. in den USA eine extrem große Rolle!).

d. Selbstbehalt

Schäden werden nur ersetzt, soweit sie € 500.- überschreiten!

e. Beweislast

Behauptet ein Unternehmer, dass nicht er das fehlerhafte Produkt hergestellt hat, so muss er dies beweisen. Ebenso die Behauptung, das Produkt habe den Fehler im Verkaufszeitpunkt gar nicht gehabt.

Der Konsument hingegen muss beweisen, dass der Fehler am Produkt den eingetretenen Folgeschaden hervorgerufen hat.

f. Haftungsausschluss

Die Produkthaftung kann durch vertragliche Vereinbarung nicht ausgeschlossen werden. Diesbezügliche Vertragsklauseln sind ungültig!!! Von Gesetzes wegen ist die Haftung allerdings ausgeschlossen für gestohlene, noch nicht ausgelieferte oder vom Nichtfachmann hergestellte Produkte. Ebenso ist sie ausgeschlossen, wenn der Fehler auf eine gesetzliche Anordnung zurückzuführen ist oder wenn er zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens nach dem Stand der Wissenschaft und Technik nicht als solcher erkennbar war. Schließlich auch, wenn der Unternehmer nur einen Grundstoff hergestellt bzw. verkauft hat, der Fehler jedoch im endgültigen Produkt liegt.

g. Verjährung

Die Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren in drei Jahren ab Kenntnis des Schadens, absolut jedoch nach zehn Jahren ab Inverkehrbringen

3.4. Schadenersatzrecht

Das ABGB schreibt vor, dass jemand (der Schädiger) einem anderen (dem Geschädigten) den Schaden ersetzen muss, den er ihm rechtswidrig und schuldhaft zugefügt hat. Bei der Beurteilung der Frage, ob jemand für einen Schaden haften muss, sind eine Reihe von Haftungsvoraussetzungen zu prüfen.

a. Vorliegen eines Schadens

Nicht alles, was von betroffenen Personen als Schaden angesehen wird, wird auch von den österreichischen Gerichten als solcher anerkannt! Nach der Definition des ABGB ist ein Schaden „jener Nachteil, den jemand an seinem Vermögen oder an seiner Person selbst erleidet".

„Schäden an der Person" ziehen regelmäßig auch Vermögensschäden nach sich: Heilungskosten, bei bleibender Behinderung Rentenansprüche, Verdienstausfall. Deren Ersatz ist unumstritten! Darüberhinaus sind Körperverletzungen mit Schmerzen verbunden. Sie stellen einen sogenannten „immateriellen Schaden" dar.

Immaterielle Schäden werden in Österreich nur in beschränktem Umfang anerkannt. Bei körperlichen Schmerzen ist dies der Fall. Für sie gibt es „Schmerzenge/d' (siehe dazu Ergänzungskopien zum Thema Schmerzengeld). „Seelische Schmerzen" werden nur sehr eingeschränkt abgegolten. So werden z.B. Ersatzansprüche für seelische Qualen durch Freiheitsberaubung anerkannt. Keine Abgeltung gibt es hingegen für den seelischen Schmerz der Hinterbliebenen von Unfallopfern oder von bei Kriminalfällen getöteten Personen! Anerkannt wiederum wird seit 2002 - entsprechend einer EU-Richtlinie - ein Ersatzanspruch wegen „entgangener Urlaubsfreude' aus Verschul den des Reiseveranstalters oder seiner Erfüllungsgehilfen. Nicht als ersatzfähig anerkannt ist der sogenannte „mittelbare Schaden" (mit zwei speziellen Ausnahmen). Dazu ein Beispiel: Ein Bau soll zu einem bestimmten Termin fertig werden. Bei Terminüberschreitung droht ein Pönale (Vertragsstrafe). Ein Alkolenker kollidiert mit dem Firmenwagen der Baufirma, wobei der Polier und einige Bauarbeiter schwer verletzt werden. Die Baufirma kann daher den Auftrag nicht rechtzeitig abwickeln und wird zur Pönalzahlung herangezogen.

Diese ist ein bloß mittelbarer Schaden im Gefolge des Unfalls und kann nicht gegen die Haftpflichtversicherung des Unfalllenkers eingefordert werden! Ausnahmen: ASVG (Allgem4ines Sozialversicherungsgesetz) sieht Regress für Heilungskosten vor; OGH-Entscheidung sprach bei Unfall eines Arbeitnehmers dem Arbeitgeber Ersatz der Entgeltfortzahlungskosten zu.

b. Verursachung des Schadens durch die Person, gegen die sich der Schadenersatzanspruch richtet

Haftbar ist, wer den Schaden „in seiner konkreten Gestalt" verursacht hat, wer also die maßgebliche Handlung oder Unterlassung für den Schadenseintritt gesetzt hat. Das schädigende Verhalten muss nach der „allgemeinen Lebenserfahrung" geeignet sein, einen Schaden wie den eingetretenen hervorzurufen. Es darf nicht nur wegen einer ganz außergewöhnlichen Verkettung von Umständen zu einer Voraussetzung des Schadens geworden sein. Bsp.: Fall „Schiffsuntergang"; Fall „Armbruch wegen Behinderung durch Krücken"

c. Rechtswidrigkeit

Das ABGB verbietet die Zufügung von Schäden. In besonderen Fällen kann allerdings eine Schadenszufügung durch Rechtfertigungsgründe gerechtfertigt sein. Es sind dies die NOTWEHR und der RECHTFERTIGENDE NOTSTAND. Notwehr liegt vor, wenn jemand einen gegenwärtigen oder unmittelbar drohenden Angriff auf seine oder fremde Rechtsgüter (z.B. Leben, Gesundheit, Freiheit, Eigentum) im erforderlichen Ausmaß abwehrt. Schädigt er dabei den Angreifer, so handelt er nicht rechtswidrig.

Rechtfertigender Notstand liegt vor, wenn jemandem eine unmittelbare Gefahr droht. Verletzt er bei der Abwehr dieser Gefahr Rechtsgüter eines anderen, so ist er grundsätzlich nicht schadenersatzpflichtig! Es muß jedoch das verteidigte Rechtsgut höherwertig sein, als das geschädigte (so gehen Leben und Gesundheit vor Eigentum!).

d. Verschulden

d1. Arten des Verschuldens

Bei der Klärung von Schadenersatzfällen steht die Schuldfrage meist im Vordergrund. Es geht dabei darum, ob der Schädiger den Schaden durch Unterlassung der gebotenen Sorgfalt (Fahrlässigkeit) oder gar absichtlich (Vorsatz) herbeigeführt hat.

· Fahrlässigkeit

In der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle wird Fahrlässigkeit vorliegen. Darunter versteht das ABGB „einen Mangel an der gehörigen Aufmerksamkeit oder des gehörigen Fleißes" sowie schuldhafte Unwissenheit oder Unfähigkeit. Es wird zudem zwischen leichter und grober Fahrlässigkeit unterschieden.

Leichte Fahrlässigkeit ist eine Sorgfaltswidrigkeit, wie sie auch einem grundsätzlich umsichtig handelnden Menschen passieren könnte, grobe Fahrlässigkeit eine solche, wie sie dem „maßgerechten Menschen' nicht unterlaufen würde. Was nun unter den einen, was unter den anderen Befriff einzuordnen ist, ist letztlich der Beurteilung der Richter und Richterinnen überlassen! Besonders bedeutsam ist auch in diesem Zusammenhang wieder die Rechtsprechung des OGH. Dieser hat sich mit der Fahrlässigkeit vor allem in Zusammenhang mit Verkehrsunfällen ausführlich befaßt. Von großer Bedeutung ist hier die Frage nach leichter oder grober Fahrlässigkeit z.B. hinsichtlich der Haftung einer Vollkaskoversicherung. Diese haftet nämlich nur bei leichter Fahrlässigkeit des Lenkers, nicht bei grober oder gar bei Vorsatz! (Siehe dazu Kopie „Ohne Hund ist alles für die Katz'")

· Vorsatz
Vorsätzlich handelt, wer einen Schaden absichtlich herbeiführt. Darunter fällt auch, wenn jemand den Schaden zwar nicht direkt beabsichtigt, die Möglichkeit der Auslösung eines Schadens durch seine Handlung jedoch erkennt und einen Schadenseintritt in Kauf nimmt („Na wenn schon...'). Man bezeichnet eine derartige Haltung als „bedingten Vorsatz'.

d2. Umfang des Schadenersatzes

Bei leichter F. ist der positive Schaden zu ersetzen. Bei Sachen ist darunter der tatsächliche Wert im Zeitpunkt der Beschädigung oder Zerstörung zu verstehen(Zeitwert-Feststellung durch eine Versicherung oder externe Sachverständige).

Bei grober F. muss darüber hinaus auch ein allfällig entgangener Gewinn ersetzt werden (wenn z.B. ein PKW zu einem guten Preis verkauft, aber noch nicht übergeben wurde und dann bei einem Unfall durch Fremdverschulden zerstört wurde).

Bei Vorsatz kann auch der Ersatz einer „besonderen Vorliebe“ verlangt werden. Der Geschädigte muss in einem solchen Fall dem Gericht darlegen, dass er zur geschädigten Sache/zum verletzten oder getöteten Tier eine besondere Beziehung hatte (alter Familienschmuck/geliebtes Haustier).

e1. Erfüllungsgehilfenhaftung

Wenn jemand gegenüber einem Vertragspartner eine Leistung zu erbringen hat und er bedient sich zur Erfüllung seiner Verpflichtung anderer Personen, so haftet er für den Schaden, den diese im Zuge der Leistungserbringung beim Vertragspartner anrichten.

Der Vertragspartner kann sich aussuchen, ob er den Schadenersatz vom Schädiger selbst oder von demjenigen einfordert, der eigentlich zur Leistung verpflichtet ist!

Der häufigste Anwendungsfall für die Erfüllungsgehilfenhaftung ist wohl der Unternehmensbereich - also wenn eine Firma Aufträge von ihren Dienstnehmern ausführen lässt (z.B.: Tischler beschädigen beim Hineintragen von Möbelteilen in die Wohnung des Kunden ebendort Mauerwerk und eine Tür. Der Kunde kann Schadenersatz entweder vom Tischlermeister oder von den Arbeitern verlangen).

e2. Amtshaftung

Die Haftung des Staates für seine Bediensteten ist in einem eigenen Gesetz geregelt - dem Amtshaftungsgesetz. Es regelt die Haftung sowohl für richterliche als auch für verwaltungsbehördliche Organe und besagt, dass der jeweilige Rechtsträger (z.B. Bund oder Land) für die Schäden haftet, die seine Organe schuldhaft verursacht haben. Sie müssen dabei in Vollziehung der Gesetze gehandelt haben, d.h. im Rahmen ihrer Amtstätigkeit (z.B.: Ein Chemieprofessor führt im Unterricht einen Versuch durch. Dabei kommt es zu einer Explosion und in deren Folge zu einer Verletzung von Schülern. Diese haben nun Amtshaftungsansprüche gegenüber dem Bund).

Der Rechtsträger kann sich die geleistete Schadenersatzsumme vom Bediensteten zurückholen, wenn dieser grob fahrlässig oder gar vorsätzlich gehandelt hat!

Das Organ selbst kann vom Geschädigten nicht in Anspruch genommen werden! Er muss sich mit seinem Ersatzanspruch an den Rechtsträger wenden!

Sonderbestimmungen enthält das Polizeibefugnis-Entschädigungsgesetz. Es sieht eine verschuldensunabhängige Haftung des Bundes für Schäden vor, die von Sicherheitsorganen z.B. durch Waffengebrauch verursacht wurden (z.B. Polizisten verfolgen einen Verbrecher und schießen. Ein Querschläger durchschlägt die Auslagenscheibe eines Geschäftes und verletzt eine Kundin).

e3. Besorgungsgehilfenhaftung

Wenn jemand andere Personen zur Besorgung seiner Angelegenheiten einsetzt, so haftet er nur sehr eingeschränkt für die Schäden, die diese bei Dritten anrichten, die mit ihrem Auftraggeber in keinem Vertragsverhältnis stehen.

In derartigen Fällen haftet z.B. ein Unternehmer für seinen Mitarbeiter nur dann, wenn er sich wissentlich eines untüchtigen oder gefährlichen Gehilfen bedient hat (z.B.: Tischlergesellen beschädigen beim Entladen des Lieferwagens einen abgestellten PKW, der nicht dem Kunden gehört).

e4. Dienstnehmerhaftpflicht

Die Haftung für Schäden, die Arbeitnehmer ihrer Firma zufügen, ist in einem gesonderten Gesetz - dem Dienstnehmerhaftpflichtgesetz (DNHG) - geregelt.

Das DNHG geht von der Überlegung aus, dass die Dienstnehmer eines Unternehmens durch ihre Tätigkeit ständig der Gefahr einer Schadenverursachung ausgesetzt sind. Da ihre Tätigkeit ja schließlich zu Zwecken der Gewinnerzielung ihrer Firma erfolgt, sollen dabei verursachte Schäden nicht voll zu ihren Lasten gehen. Das DNHG modifiziert daher sozusagen die allgemeinen Haftungsregeln zum Schutze der Arbeitnehmer. Insbesondere führt es eine zusätzliche Haftungskategorie ein - die entschuldbare Fehlleistung.

Modifizierter Haftungsumfang bei den verschiedenen Arten des Verschuldens:

Entschuldbare Fehlleistung: Hier handelt es sich um eine besonders leichte Form von Fahrlässigkeit, die sozusagen jedem unterlaufen könnte. Liegt im konkreten Anlassfall diese Verschuldensform vor, so muss der Dienstnehmer keinerlei Ersatz leisten, der Schaden geht vollständig zu Lasten der Firma.

Leichte Fahrlässigkeit: Bei leichter F. kann das Gericht in einem Streitfall den Schadenersatz für den Dienstnehmer reduzieren oder sogar ganz erlassen.

Grobe Fahrlässigkeit: Hier kann das Gericht den Schadenersatz reduzieren, nicht aber ganz erlassen.

Vorsatz: Voller Schadenersatz!

Bei der Frage, ob das Gericht den Schadenersatz mäßigen oder ganz erlassen soll, sind folgende Kriterien heranzuziehen: Der Grad der Ausbildung des Arbeitnehmers, das Ausmaß der ihm übertragenen Verantwortung, die Schadensgeneigtheit der Tätigkeit, die Bedingungen, unter denen die Arbeitsleistung zu erbringen war, eine allfällige Berücksichtigung des Schadensrisikos beim Entgelt.
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